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Die Reorganisation
des Betriebsschutzes in der
Bundeszentral Verwaltung
(Zum Kreisschreiben Nr. 309)

«On revient toujours à ses premiers amours» — so ist
man geneigt zu sagen, wenn man das erwähnte
Kreisschreiben liest. Der Zivilschutz in den Gemeinden hat in
den vergangenen zehn Jahren erfreuliche Fortschritte
gemacht und wird zusehends konkreter. Diese Feststellung

gilt nur bedingt für den Betriebsschutz in der Bun-
deszentralverwaltung. Werfen wir zunächst einen Blick
zurück.

Die Geschichte des Betriebsschutzes in der Bundesverwaltung

lässt sich in drei Abschnitte gliedern:

— Periode bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges;

— Periode bis 1962;

— Periode seit 1963.

Im folgenden Abriss seien nur die gesetzlichen Grundlagen

und die wichtigsten der getroffenen Massnahmen
erwähnt.

1. Periode bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges

1.1 Gesetzliche Grundlagen

— BRB vom 29. 9. 1934

— BRB vom 24. 6. 1938

— Verordnung vom 27. 12. 1938 über den Verwaltungs¬
luftschutz

— Vorschriften vom 29. 12. 1936 über den Industrieluft¬
schutz

— Verfügung des EMD vom 14. 1. 1937 über den passiven
Luftschutz (Dienstreglement).

1.2 Massnahmen

Gestützt auf diese Bestimmungen wurden im Bereich der
Bundesverwaltung die Schutzmassnahmen mit Erfolg
durchgeführt. Nach dem Ende des Aktivdienstes kam es
zu einem teilweisen Stillstand.

2. Periode bis 1962

2.1 Gesetzliche Grundlage

— Verordnung vom 26. 1.1954 über zivile Schutz- und
Betreuungsorganisationen.

2.2 Massnahmen

Wesentliches Merkmal dieser Verordnung ist die
Ausklammerung der Bundesbetriebe und der konzessionierten

Transportunternehmungen. Die damalige Abteilung
für Luftschutz hat aber trotzdem dafür gesorgt, dass die
Kader und — teilweise — die Mannschaft weiter ausgebildet

wurden, die bestehenden Anlagen und Einrichtungen

sowie das Material einsatzbereit blieben. Wo dies
aus betrieblichen Gründen nicht möglich war, wurden
die bestehenden Betriebsfeuerwehren in die Belange des
Selbstschutzes eingeführt.

3. Periode seit 1963

3.1 Gesetzliche Grundlagen

— Bundesgesetz vom 23. 3. 1962 über den Zivilschutz

— Verordnung vom 24. 3. 1964 über den Zivilschutz

— Verordnung vom 22. 10. 1965 über den Zivilschutz in
den eidgenössischen Betrieben und konzessionierten
Transportunternehmungen.

3.2 Massnahmen

Durch die letztgenannte Verordnung ist die bisher gültige

Zentralisierung aufgehoben worden. Die neugeschaffenen

Betriebsschutzstellen der Bundeskanzlei, der
eidgenössischen Gerichte, der Departemente, der Alkoholverwaltung,

der Militärwerkstätten, der PTT, der SBB und
der konzessionierten Bahnunternehmungen wurden
verantwortlich gemacht für die Organisation des Betriebsschutzes

in ihrem Bereich. Erfassung und Einteilung des
Personals, Planung der organisatorischen und baulichen
Massnahmen konnten in Angriff genommen werden.
Tatsächlich war dies der Fall bei den SBB und PTT, der
BLS, der GRD sowie einzelnen Abteilungen der Bundes-
zentralverwaltung und den meisten externen Betrieben.
Eine erneute gründliche Analyse des Problems hat jedoch
dazu geführt, die Dezentralisierung rückgängig zu
machen. Im Einvernehmen mit der Bundeskanzlei, den
Departementen und den eidgenössischen Gerichten wird das
Bundesamt für Zivilschutz als alleinige Betriebsschutzstelle

der Bundeszentralverwaltung bezeichnet. -FZ
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